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Besteuerung von Flugpersonal nach dem DBA Malta: 
VwGH setzt (vorläufigen) Schlusspunkt
Gastbeitrag von MMag. Karl Waser

MMag. Karl Waser ist Steuerberater, Partner und Head of Global Employment Services bei der ICON Wirt-
schaftstreuhand GmbH.

Vorgeschichte Für in Österreich ansässige, aber für maltesische Airlines tätige Piloten oder Mitglieder des
Kabinenpersonals waren die letzten Jahre aus steuerrechtlicher Sicht durchaus spannend.
Es ging für sie um die bedeutsame Frage, ob die Einkünfte, die sie im internationalen Flug-
verkehr erzielten, der österreichischen Besteuerung unterliegen oder (unter Progressions-
vorbehalt) steuerfrei sind. Zwar war völlig unstrittig, dass das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte gemäß der „Bordpersonalklausel“ (Art 15 Abs 3 DBA Malta) primär beim Quel-
lenstaat Malta lag. 

Es entbrannte allerdings ein Auslegungsstreit darüber, ob Österreich als Ansässigkeitsstaat
der Arbeitnehmer zur Vermeidung der Doppelbesteuerung die Befreiungsmethode (so die
herrschende Literaturmeinung, vgl Bendlinger/Rosenberger, Update aus dem internationalen
Steuerrecht, SWK 2024, 383; Kudert/Höppner/Steinhauser, „Nur“ ein Wort – Überlegun-
gen zum Methodenartikel im DBA-Malta, ÖStZ 2024, 59; Lang, DBA Malta: Wechsel von
der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode auf Grundlage einer EAS-Rechtsauskunft des
BMF? SWI 2024, 10; Waser, Besteuerung von in Österreich ansässigem Flugpersonal nach
dem DBA Malta, PV-Info 2/2024, Seite 22 f und das BFG, 24. 7. 2024, RV/7102502/2024)
oder die Anrechnungsmethode (so die Finanzverwaltung, vgl EAS 3448 vom 17. 11. 2023)
anzuwenden hat. 

Stein des Anstoßes war, dass das DBA Malta in der deutschen Sprachfassung des Befrei-
ungsmethodenartikels (Art 23 Abs 1 DBA Malta) das Wort „nur“ enthält und daraus ab-
geleitet werden könnte, dass die Befreiungsmethode eben nur auf „komplette“, nicht aber
auf „offene“ Verteilungsnormen (wie Art 15 Abs 3 DBA Malta) anwendbar sei.

VwGH 4. 9. 2025,
Ro 2024/13/0025

Der VwGH hatte anlässlich der zum Erkenntnis des BFG vom 24. 7. 2024, RV/7102502/
2024, eingebrachten Amtsrevision Gelegenheit, sich intensiv mit den Argumenten beider
Seiten auseinanderzusetzen und löste den Fall letztlich unter Rückgriff auf die Erläuterun-

Der VwGH hat nunmehr (4. 9. 2025, Ro 2024/13/0025) den langjährigen
Auslegungsstreit über die anzuwendende Methode zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung nach dem DBA Malta für Flugpersonal zugunsten der Befrei-
ungsmethode entschieden. In Übereinstimmung mit der herrschenden Litera-
tur qualifiziert der VwGH das Wort „nur" in der deutschen Sprachfassung des
Art 23 Abs 1 DBA Malta als bloßes Redaktionsversehen und räumt der eng-
lischen Sprachfassung des Abkommens den Vorrang ein. 
Darüber hinaus hat das BMF in einer EAS-Auskunft (EAS 3461 vom 13. 3. 2026)
klargestellt, dass in Pilotenleasing-Konstellationen – einschließlich sogenannter
Wet-Lease-Vereinbarungen – für die DBA-Zuordnung der Einkünfte des Flug-
personals der Ort der Geschäftsleitung des Betreiberunternehmens maßgeb-
lich ist, womit in entsprechenden Fällen die Befreiungsmethode nach dem DBA
Malta zur Anwendung gelangt. Die Nachhaltigkeit dieser im Verhältnis zu Mal-
ta günstigen Rechtslage für das Flugpersonal ist allerdings ungewiss, da das
BMF mit Verhandlungen zur Änderung des DBA Malta beauftragt wurde, um
die bestehende Besteuerungslücke zu schließen.
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gen zur Regierungsvorlage zum 1979 ratifizierten Abkommen. Aus diesen Erläuterun-
gen ergebe sich, dass die Vertragsparteien damals sehr wohl die Befreiungsmethode als
grundsätzliche Methode zur Vermeidung der Doppelbesteuerung vereinbaren wollten
und sich nur hinsichtlich der Verteilungsnormen für Dividenden, Zinsen und Lizenz-
gebühren auf die Anwendung der Anrechnungsmethode geeinigt hätten. 

Letztlich folgte damit auch der VwGH der bereits in der oben angeführten Literatur ver-
tretenen Meinung, dass es sich beim Wort „nur“ in der deutschen Sprachfassung von
Art 23 Abs 1 DBA Malta um ein „Redaktionsversehen“ handelt und damit der gleicherma-
ßen verbindlichen englischen Sprachfassung Vorrang gegeben werden muss, die dieses
Wort „nur“ eben nicht enthält (für eine detaillierte Analyse der Entscheidung siehe Lang,
Die Auslegung des DBA Malta durch den VwGH, SWI 2025, 603). 

Damit machte der VwGH den Weg für die Steuerfreistellung frei, das BFG konnte den
„Rückstau“ an wegen dieser offenen Frage nicht entschiedener Verfahren (vgl zB BFG
7. 11. 2025, RV/2100665/2024; BFG 10. 11. 2025, RV/7103051/2024 [Amtsrevision an-
hängig unter Ra 2026/13/0001]; BFG 17. 11. 2025, RV/7100464/2025; BFG 28. 11. 2025,
RV/7100674/2025; BFG 1. 12. 2025, RV/6100419/2024; BFG 17. 12. 2025, RV/2100097/2025;
BFG 8. 1. 2026, RV/7100762/2025; BFG 15. 1. 2026, RV/5100183/2025; BFG 26. 1. 2026,
RV/6100195/2025) auflösen und die betroffenen Piloten bzw Mitglieder des Kabinen-
personals konnten aufatmen.

EAS 3461 – 
Anwendung der 
Befreiung auf Leasing-
konstellationen

Eine weitere freudige Botschaft wurde dem betroffenen Personenkreis im März 2026
überbracht – diesmal direkt vom BMF anlässlich der EAS-Auskunft 3461 vom 13. 3. 2026
(„Pilotenleasing im internationalen Luftfahrtverkehr“). 

Das BMF hatte sich im Rahmen der Anfrage mit einem Fall zu beschäftigen, in dem ein in
Österreich ansässiger Pilot bei einem in Dubai (VAE) ansässigen Arbeitskräfteüber-
lassungsunternehmen angestellt war, von diesem allerdings zur Durchführung internatio-
naler Flüge an ein in Malta ansässiges Luftfahrtunternehmen gestellt wurde. Auch dieser
Fall war von der Kernfrage geprägt, ob in dieser Konstellation zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung in Österreich die Befreiungsmethode (gemäß Art 23 Abs 1 DBA Malta, bestä-
tigt durch die VwGH-Entscheidung vom 4. 9. 2025, Ro 2024/13/0025) oder die im DBA
mit den VAE seit 2023 generell vorgesehene Anrechnungsmethode (Art 24 Abs 1 DBA
VAE) zur Anwendung kommt. 

Das BMF blieb begrüßenswerterweise seiner bisher vertretenen Linie (vgl EAS 2800 vom
15. 1. 2007; EAS 3287 vom 19. 6. 2021 – beides „spiegelbildliche“ Fälle, bei denen die Pilo-
ten von einer österreichischen Airline eingesetzt wurden) treu, dass bei Pilotenleasing-
fällen jenes DBA anzuwenden ist, in dem sich der Ort der Geschäftsleitung jenes Unter-
nehmens befindet, welches das entsprechende Flugzeug tatsächlich im internationalen
Verkehr betreibt. Im konkreten Fall waren die Einkünfte des Piloten daher ebenfalls ge-
mäß dem DBA Malta unter Progressionsvorbehalt von der Besteuerung in Österreich frei-
zustellen.

Dies gilt nach Meinung des BMF selbst dann, wenn der Pilot wiederum von der malte-
sischen Airline im Rahmen eines sogenannten „Wet-Lease“-Vertrags an ein anderes
Luftfahrtunternehmen „weitervermietet“ wird. 

Gegenstand eines solchen „Wet-Lease“-Vertrags ist die Vermietung eines vollständig
ausgerüsteten und bemanntes Flugzeugs, einschließlich Cockpit-Crew, Kabinenpersonal
inklusive Durchführung der Wartung und Versicherung des Flugzeugs. Bei einer solch
umfassenden Form der „Vermietung“ ist davon auszugehen, dass die vermietende (im
konkreten Fall maltesische) Fluggesellschaft weiterhin als jenes Unternehmen anzusehen
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ist, das das Luftfahrzeug betreibt (vgl auch OECD-MK Rz 5 zu Art 8 OECD-MA zur Frage
der Anwendbarkeit der Verteilungsnorm für Seeschifffahrt und Luftfahrt: „Profits obtained
by leasing a ship or aircraft on charter fully equipped, crewed and supplied must be treated
like the profits from the carriage of passengers or cargo.“).

Ausblick: Initiative
zur Schließung der
Besteuerungslücke

Es könnte allerdings sein, dass die in Malta angestellten Piloten und Mitglieder des Kabinen-
personals mit der VwGH-Entscheidung nur einen Pyrrhussieg errungen haben. Der Politik
ist das Ergebnis der Doppelnichtbesteuerung nämlich ein Dorn im Auge. 

Dementsprechend beschloss der Ministerrat in seiner Sitzung am 11. 3. 2026, das BMF mit
Verhandlungen für ein Protokoll zur Änderung des DBA mit Malta zu beauftragen.
Primäres Ziel der Abkommensverhandlung ist ausdrücklich die Schließung der Besteu-
erungslücke im Bereich der Besteuerung von Luftfahrtpersonal und damit die Vermei-
dung von Fällen doppelter Nichtbesteuerung. Zudem sollen die seit Abschluss des DBA
im Jahr 1978 eingetretenen Entwicklungen auf Ebene der OECD im Bereich der Unter-
nehmens- und Individualbesteuerung berücksichtigt werden (vgl den Vortrag an den
Ministerrat mit der Geschäftszahl BMF-2026-0.113.180 vom 10. 3. 2026).

Technisch lässt sich dieses Verhandlungsmandat wohl über zwei verschiedene Zugänge
umsetzen. Zum einen könnte vereinbart werden, dass künftig auch die Verteilungsnorm
der „Bordpersonalklausel“ in den Methodenartikel des Art 23 Abs 2 DBA Malta einbezo-
gen wird und somit – isoliert für diese Verteilungsnorm – die Vermeidung der Doppel-
besteuerung zukünftig durch Steueranrechnung erfolgt. Ein zweiter Lösungsansatz läge
darin, die Verteilungsnorm selbst abzuändern.

Anbieten würde sich beispielsweise eine Übernahme des Art 15 Abs 3 OECD-MA idF
Update 2017. Dieser lautet: 

„Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dürfen Vergütungen, die eine
in einem Vertragsstaat ansässige Person als Mitglied der ständigen Besatzung eines Schiffes
oder Luftfahrzeuges für eine unselbständige Arbeit bezieht, die an Bord eines Schiffes oder
Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr ausgeübt wird, außer das Schiff oder Luftfahr-
zeug wird ausschließlich innerhalb des anderen Staates betrieben, in diesem Staat besteuert
werden.“

Damit würde bereits auf Ebene der Verteilungsnorm Österreich als Ansässigkeitsstaat des
Besatzungspersonals das Besteuerungsrecht zukommen (zu den näheren Hintergründen
zur Änderung des Art 15 Abs 3 OECD-MA im Wege des Updates 2017 siehe zB Waser in
Aigner/Kofler/Tumpel, DBA2 [2019] Art 15 Rz 108.) Es bleibt abzuwarten, ob im Verhand-
lungsweg eine entsprechende Einigung mit Malta erzielt werden kann. Für Spannung ist
damit weiterhin gesorgt!
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